
 

                                                                                                               
 

Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Digitalisierung im 
Gesundheitswesen (GeDIG) 

1. Vorbemerkung 

Mit dem vorliegenden Referentenentwurf wird ein umfassender und tiefgreifender 
Reformansatz verfolgt, der darauf abzielt, die Digitalisierung im Gesundheitswesen 
strukturell auszubauen, die Nutzung von Gesundheitsdaten zu intensivieren und 
Versorgungsprozesse stärker digital zu koordinieren. Angesichts bestehender Defizite in 
der digitalen Infrastruktur sowie fragmentierter Informationsflüsse ist dieser 
grundsätzliche Reformansatz ausdrücklich zu begrüßen. 
Der Entwurf greift zentrale Themenfelder auf, darunter den Ausbau der 
Telematikinfrastruktur, die Weiterentwicklung der elektronischen Patientenakte (ePA), die 
stärkere Vernetzung von Leistungserbringern sowie die Nutzung von Gesundheitsdaten 
für Forschung und Steuerung. Damit werden Impulse für eine modernere und potenziell 
effizientere Versorgungsstruktur gesetzt. 
Gleichwohl zeigt sich bei näherer Betrachtung, dass zentrale strukturelle, 
organisatorische und versorgungspraktische Herausforderungen weiterhin unzureichend 
adressiert werden. Insbesondere besteht die Gefahr, dass umfangreiche neue 
Verpflichtungen eingeführt werden, ohne dass deren Praxistauglichkeit, technische 
Stabilität und Ressourcenausstattung hinreichend sichergestellt sind. Dies kann zu 
zusätzlichen Belastungen in der Versorgung führen und die Akzeptanz der Digitalisierung 
erheblich beeinträchtigen. 

2. Positive Aspekte des Entwurfs 

2.1 Ausbau digitaler Infrastruktur und sektorenübergreifender Vernetzung 

Der Entwurf verfolgt konsequent das Ziel, digitale Kommunikationswege zu 
standardisieren und sektorübergreifend nutzbar zu machen. Die Weiterentwicklung der 
Telematikinfrastruktur sowie die stärkere Integration digitaler Anwendungen können 
grundsätzlich dazu beitragen, Informationsflüsse zu verbessern, Medienbrüche zu 
reduzieren und Versorgungsprozesse effizienter zu gestalten. 

2.2 Weiterentwicklung der elektronischen Patientenakte  

Die Weiterentwicklung der ePA mit erweiterten Nutzungsmöglichkeiten stellt 
grundsätzlich einen wichtigen Schritt dar, um medizinische Informationen strukturiert 
verfügbar zu machen und Behandlungsprozesse zu unterstützen. Insbesondere eine 
verbesserte Zugänglichkeit relevanter Daten kann zu einer besseren Koordination 
beitragen. 

2.3 Nutzung von Gesundheitsdaten für Forschung und Planung 



 

                                                                                                               
 

Die vorgesehene stärkere Nutzung von Gesundheitsdaten eröffnet Chancen für 
medizinische Forschung, Versorgungsanalysen und evidenzbasierte Steuerung. Eine 
strukturierte und verantwortungsvolle, anonymisierte Datennutzung kann langfristig zur 
Verbesserung der Versorgungsqualität beitragen. 

3. Weiterentwicklungs- und Präzisierungsbedarf 

3.1 Verbindlichkeit digitaler Anwendungen und Praxistauglichkeit  

Der Entwurf sieht eine umfassende verpflichtende Nutzung digitaler Anwendungen vor. 
Diese Verbindlichkeit kann nur dann sinnvoll sein, wenn die zugrunde liegenden Systeme 
stabil, zuverlässig und intuitiv nutzbar sind. 
Aktuell besteht die Gefahr, dass Verpflichtungen eingeführt werden, bevor die 
technischen Voraussetzungen flächendeckend erfüllt sind. Dies würde zu erheblichen 
Störungen im Praxisalltag führen, etwa durch Systemausfälle während der Sprechstunde, 
verzögerte Dokumentationsprozesse oder zusätzlichen Abstimmungsaufwand zwischen 
verschiedenen IT-Systemen, und damit unmittelbar die Versorgung von Patientinnen und 
Patienten beeinträchtigen. 

3.2 Unklare Regelungen bei der ePA 

Die ePA wird im Entwurf funktional erheblich erweitert. Neben der Dokumentation soll sie 
zunehmend auch Steuerungs- und Datenplattform sein. 

Damit gehen offene Fragen einher, insbesondere hinsichtlich: 

• Datenvollständigkeit und -qualität 

• Verantwortlichkeit für Inhalte 

• haftungsrechtlicher Konsequenzen 

Für die behandelnden Ärztinnen und Ärzte entsteht daraus die praktische Problematik, 
dass sie Entscheidungen auf Basis potenziell unvollständiger, veralteter oder 
widersprüchlicher Daten treffen müssen, ohne dass klar geregelt ist, in welchem Umfang 
sie für daraus resultierende Behandlungsentscheidungen verantwortlich sind. 

3.3 Ausweitung der Datennutzung und Datensouveränität  

Die vorgesehene Ausweitung der Datennutzung ist grundsätzlich sinnvoll, erfordert 
jedoch eine nachvollziehbare und transparente Ausgestaltung. 
Die aktuellen Regelungen erscheinen komplex und für Patientinnen und Patienten nur 
eingeschränkt verständlich. Es besteht die Gefahr, dass die tatsächliche Kontrolle über 
die Verwendung personenbezogener Gesundheitsdaten faktisch eingeschränkt wird.  

3.4 Digitale Steuerung von Versorgungszugängen 



 

                                                                                                               
 
Die Einführung digital gestützter Steuerungsmechanismen, insbesondere im Bereich der 
Ersteinschätzung und Patientenlenkung, kann grundsätzlich zur effizienteren Nutzung 
von Versorgungsressourcen beitragen. 
Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass diese Systeme die ärztliche Entscheidungsfindung 
unterstützen. Eine zu starke Standardisierung birgt damit das Risiko von Fehlsteuerungen 
und kann die Versorgungsqualität insbesondere bei komplexen Krankheitsbildern 
beeinträchtigen. 
 
3.5 Bürokratische und organisatorische Mehrbelastung  

Der Entwurf führt eine Vielzahl neuer Dokumentations-, Nutzungs- und Strukturvorgaben 
ein. Deren Umsetzung erfordert zusätzliche Zeit, personelle Ressourcen und technische 
Anpassungen in den Einrichtungen. Dies betrifft insbesondere zusätzliche 
Dokumentationsanforderungen, Abstimmungsprozesse zwischen unterschiedlichen IT-
Systemen sowie begleitende Informations- und Unterstützungsbedarfe im Umgang mit 
digitalen Anwendungen. Diese Aufwände fallen unmittelbar im Versorgungsalltag an und 
sind nicht delegierbar. 
Eine erkennbare Entlastung oder eine adäquate Kompensation dieser zusätzlichen 
Anforderungen ist im Entwurf nicht ausreichend berücksichtigt. Es besteht daher die 
Gefahr, dass die verfügbaren personellen Ressourcen weiter gebunden werden und sich 
die Zeit für die unmittelbare Patientenversorgung entsprechend reduziert. 

4. Kritische Bewertungspunkte 

4.1 Zentralisierung und Einschränkung der Selbstverwaltung  

Der Entwurf stärkt zentrale Steuerungsstrukturen und erweitert deren Einfluss auf 
Versorgungsprozesse und technische Abläufe. 
Dies führt zu einer schrittweisen Verschiebung von Entscheidungskompetenzen weg von 
der ärztlichen Selbstverwaltung hin zu zentralen Institutionen wie Krankenkassen und 
externe Terminvergabestellen. Eine solche Entwicklung ist kritisch zu bewerten, da sie die 
Praxisorganisation der Ärztinnen und Ärzte erheblich einschränken kann. 

4.2 Fehlende Ressourcenunterlegung 

Die Vielzahl neuer Anforderungen – insbesondere im Bereich IT-Infrastruktur, Schulung, 
Betrieb und Organisation – ist bislang nicht ausreichend mit einer klaren und 
verlässlichen Finanzierung hinterlegt. 
Ohne eine tragfähige Ressourcenplanung besteht die Gefahr, dass die Umsetzung der 
vorgesehenen Maßnahmen zu Lasten der Versorgung erfolgt. 

4.3 Auswirkungen auf das Arzt-Patient-Verhältnis 

 



 

                                                                                                               
 
Die Kombination aus umfassender Datennutzung, komplexen digitalen Strukturen und 
zunehmender Systemsteuerung kann das Vertrauen im Arzt-Patient-Verhältnis erheblich 
beeinträchtigen. 
Insbesondere dann, wenn Transparenz und Kontrolle über die Verwendung sensibler 
Gesundheitsdaten nicht klar gewährleistet sind. Patient und behandelnder Arzt müssen 
die Kontrolle über ihre individuellen Patientendaten behalten. 
 
5. Gesamtbewertung 

Der Referentenentwurf zum GeDIG setzt wichtige Impulse für die Weiterentwicklung der 
Digitalisierung im Gesundheitswesen und adressiert zahlreiche relevante 
Handlungsfelder. Gleichzeitig zeigt sich, dass zentrale Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche und akzeptierte Umsetzung bislang nicht ausreichend berücksichtigt sind. 
Dazu zählen insbesondere die Praxistauglichkeit der Systeme, die klare Definition von 
Verantwortlichkeiten, eine verlässliche Finanzierung sowie der Erhalt ärztlicher 
Handlungsspielräume. 
Eine erfolgreiche Digitalisierung kann nur gelingen, wenn sie die Versorgung konkret 
verbessert, die Arbeitsprozesse entlastet und das Vertrauen von Patientinnen und 
Patienten stärkt. In der vorliegenden Form besteht die Gefahr, dass diese Ziele nicht 
erreicht werden und stattdessen zusätzliche Belastungen entstehen. 
 


